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Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 4587 vom 2. Oktober 2024 
des Abgeordneten Dr. Dennis Maelzer   SPD 
Drucksache 18/10903 
 
 
Was sind uns Kinder wert? Macht der Ministerpräsident die Kita-Krise nun zur Chefsa-
che? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
„Was sind uns Kinder wert?“ Unter dieser Überschrift haben sich zahlreiche Verbände und 
Träger aus dem Raum Bielefeld und OWL am 27. September 2024 in einem Offenen Brief an 
Ministerpräsident Hendrik Wüst gewandt. Sie bemängeln die bisher unzureichende Behand-
lung der Kita-Krise durch die Minister Paul und Dr. Optendrenk. Sie appellieren an die „Füh-
rungs- und Gestaltungskraft innerhalb dieser Landesregierung“ des Ministerpräsidenten und 
bitten Herrn Wüst eine „Richtungsentscheidung“ zu treffen. 
 
Hierbei zählen die Unterzeichner, die aus ihrer Sicht wesentlichen Schritte für eine Verbesse-
rung der Lage in den Kitas auf: 
 
„1. Wir brauchen eine vollständige Kitafinanzierung, die tarifliche Steigerungen, unmittelbar 
nach Inkrafttreten, refinanziert. Die Träger können erhöhte Personalkosten nicht selbst stem-
men. Die Rücklagen sind aufgebraucht. Zur vollständigen Kitafinanzierung gehört auch die 
Abschaffung der Trägeranteile. 
 
2. Zur Beseitigung des Fachkräftemangels müssen wir in allen Sozial- und Erziehungsberufen 
mehr ausbilden. Im Verbund mit der Kommune – die sich über ihre gesetzlichen Pflichten hin-
aus für den Fachkräftenachwuchs finanziell engagiert – den Kollegschulen und der Agentur 
für Arbeit erreichen wir in Bielefeld schon Verbesserungen, aber es fehlen noch Praxisplätze. 
Wir brauchen eine vollständige Finanzierung der Ausbildungsplätze. Auch hier können die 
Träger kein Geld mitbringen, weshalb ein großes Ausbildungspotenzial nicht ausgeschöpft 
werden kann. 
 
3. Die Mieten für die Kitagebäude müssen vollständig übernommen werden. Die Förderungen 
für Sanierung, Neubau, Aus- und Umbau müssen die Kosten decken. Die Digitalisierung steckt 
in der Kita noch in den Kinderschuhen, da es keine Förderung der erforderlichen Infrastruktur 
und Hardware gibt. Auch hier besteht ein erheblicher Handlungsbedarf.“ 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 4587 mit Schreiben vom 8. November 2024 namens der Landesregierung im 
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Einvernehmen mit dem Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales so-
wie Medien und Chef der Staatskanzleiwie beantwortet. 
 
 
1. Ist Ministerpräsident Wüst bereit, der Forderung der Bielefelder Kita-Träger Rech-

nung zu tragen und die Bewältigung der Kita-Krise zur Chefsache zu machen? 
 

2. Werden die Unterzeichner eine zeitnahe Reaktion des Ministerpräsidenten auf ihr 
Schreiben bekommen oder plant er die Antwort an die Ressorts zu delegieren? 
 

3. Wird der Ministerpräsident dafür Sorge tragen, dass noch im laufenden Jahr ein 
Referentenentwurf für eine KiBiz-Revision vorgelegt wird? 

 
4. Inwiefern schließt sich der Ministerpräsident der Trägerforderung nach einer voll-

ständigen Übernahme der Kita-Kosten für Personal, Ausbildung und Mieten an? 
 

5. Inwiefern wird es zu zeitlichen Verschiebungen mit Blick auf den Zeitplan zur Än-
derung des Kinderbildungsgesetzes (Vorlage 18/799) kommen? 

 
Die Fragen 1 bis 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 
 
Die Landesregierung weiß um die vielfältigen Herausforderungen, vor denen die Erzieherinnen 
und Erzieher in den Kitas, die Kita-Träger und auch die auf die Kita-Betreuung angewiesenen 
Eltern stehen. Diese Herausforderungen ergeben sich auch aus der Finanzierungssystematik 
und den hohen Verwaltungsaufwänden, insb. aber auch aus dem erheblichen Fachkräfteman-
gel und der fehlenden Verlässlichkeit bei den Betreuungszeiten. Vor diesem Hintergrund berät 
die Landesregierung derzeit eine Überarbeitung des Kinderbildungsgesetzes und steht dazu 
aktuell in konstruktiven Gesprächen mit den entsprechenden Stakeholdern. Die in dem Offe-
nen Brief angesprochenen Fragen sind dabei bereits Gegenstand der Beratungen. 
 


